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Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat durch seinen Richter Mag. Hannes Piccolroaz über die Beschwerde des A B,

geb am ***, Adresse, S gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft T vom 20.08.2015, Zl ***,

zu Recht erkannt:

1.

Gemäß § 28 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.Gemäß Paragraph 28, VwGVG wird die

Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

2.

Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art 133

Abs 4 B-VG unzulässig.Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß Paragraph 25 a, VwGG eine ordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulässig.

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof,

Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Die

Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist direkt bei diesem, die außerordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof ist beim Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen.

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer bevollmächtigten

Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen, und es ist eine Eingabegebühr von Euro 240,00 zu entrichten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.       Sachverhalt, Beschwerdevorbringen:römisch eins. Sachverhalt, Beschwerdevorbringen:

Mit Eingabe vom 16.07.2015 meldete Herr A B, BA, geb am ***, Adresse, S, bei der Bezirkshauptmannschaft T das freie

Gewerbe „Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informationstechnik (IT Dienstleistung und

Wirtschaftsberatung mit dem Schwerpunkt digitale Reputation)“ im Standort S, Adresse, an. Am 10.08.2015 wurde von

der Bezirkshauptmannschaft T ein Strafregisterauszug der Republik Österreich (EKIS-Abfrage) eingeholt.

Darin scheinen unter anderem folgende zwei Verurteilungen auf:

1. LG Wels *** vom 04.09.2001, RK 08.09.2001,

§ 127, 129/1, 135/1, 229/1, 146 StGB, Paragraph 127, 129 /, eins, 135 /, eins, 229 /, eins, 146, StGB,

Freiheitsstrafe 8 Monate, bedingt, Probezeit 3 Jahre,

Vollzugsdatum 08.09.2001,

zu LG Wels ***, RK 08.09.2001

(Teil der) Freiheitsstrafe nachgesehen, endgültig,

Vollzugsdatum 08.09.2001,

LG Wels *** vom 12.05.2005.

2. LG Wels *** vom 29.10.2001, RK 03.11.2001,

§ 127, 128 Abs 1/4, 129/1, 136/1 U 2 StGB, Paragraph 127, 128, Absatz eins /, 4, 129 /, eins, 136 /, eins, U 2 StGB,

Freiheitsstrafe 4 Monate, bedingt, Probezeit 3 Jahre,

Vollzugsdatum 03.11.2001,

zu LG Wels *** RK 03.11.2001,

(Teil der) Freiheitsstrafe nachgesehen, endgültig,

Vollzugsdatum 03.11.2001,

LG Wels *** vom 09.02.2006

Mit dem angefochtenen und im Spruch näher bezeichnetem Bescheid wurde gemäß § 340 Abs 1 und 3 GewO 1994

festgestellt, dass die gesetzlichen Voraussetzungen zur Ausübung des von Herrn B A angemeldeten Gewerbes

https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a


„Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informationstechnik (IT Dienstleistung und

Wirtschaftsberatung mit dem Schwerpunkt digitale Reputation)“ im Standort S, Adresse, nicht vorliegen. Die Ausübung

des angemeldeten Gewerbes wurde gemäß § 340 Abs 3 GewO 1994 untersagt. Begründend wurde dazu im

Wesentlichen zusammengefasst ausgeführt, dass gemäß § 13 Abs 1 GewO 1994 natürliche Personen von der

Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen seien, wenn sie wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu einer drei

Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt worden seien

und die Verurteilung nicht getilgt sei. Herr B habe bei der online-Gewerbeanmeldung eine Erklärung betreMend

Gewerbeausschließungsgründen abgegeben, obwohl gegen Herrn B A gerichtliche Verurteilungen aufschienen, die

einen Gewerbeausschlussgrund im Sinne des § 13 Abs 1 Z 1 lit b und Z 2 GewO 1994 darstellen würden. Da somit die

gesetzlichen Voraussetzungen für die Anmeldung des betreMenden Gewerbes nicht vorlägen, sei spruchgemäß zu

entscheiden gewesen. Mit dem angefochtenen und im Spruch näher bezeichnetem Bescheid wurde gemäß Paragraph

340, Absatz eins und 3 GewO 1994 festgestellt, dass die gesetzlichen Voraussetzungen zur Ausübung des von Herrn B

A angemeldeten Gewerbes „Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informationstechnik (IT

Dienstleistung und Wirtschaftsberatung mit dem Schwerpunkt digitale Reputation)“ im Standort S, Adresse, nicht

vorliegen. Die Ausübung des angemeldeten Gewerbes wurde gemäß Paragraph 340, Absatz 3, GewO 1994 untersagt.

Begründend wurde dazu im Wesentlichen zusammengefasst ausgeführt, dass gemäß Paragraph 13, Absatz eins, GewO

1994 natürliche Personen von der Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen seien, wenn sie wegen einer sonstigen

strafbaren Handlung zu einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180

Tagessätzen verurteilt worden seien und die Verurteilung nicht getilgt sei. Herr B habe bei der online-

Gewerbeanmeldung eine Erklärung betreMend Gewerbeausschließungsgründen abgegeben, obwohl gegen Herrn B A

gerichtliche Verurteilungen aufschienen, die einen Gewerbeausschlussgrund im Sinne des Paragraph 13, Absatz eins,

ZiMer eins, Litera b und ZiMer 2, GewO 1994 darstellen würden. Da somit die gesetzlichen Voraussetzungen für die

Anmeldung des betreffenden Gewerbes nicht vorlägen, sei spruchgemäß zu entscheiden gewesen.

In der dagegen fristgerecht eingebrachten Beschwerde bringt der Beschwerdeführer im Wesentlichen

zusammengefasst vor, dass die genannten Gesetzesübertretungen bereits 14 Jahre zurückliegen würden. Er habe

sofort nach der Schule die Lehre als Konditor abgeschlossen und sei anschließend von 2001 bis 2008 ununterbrochen

erwerbstätig gewesen und er habe seit der Geburt seiner Tochter im Jahr 2006 für diese anständig gesorgt. Im Mai

2011 hätte er die Matura nachgeholt, im September 2014 habe er das Studium in der Mindestzeit abgeschlossen.

II.      Rechtslage:römisch zwei. Rechtslage:

Die maßgeblichen Bestimmungen in der Gewerbeordnung 1994, BGBl Nr 194/1994 idgF lauten:Die maßgeblichen

Bestimmungen in der Gewerbeordnung 1994, Bundesgesetzblatt Nr 194 aus 1994, idgF lauten:

„§ 13 GewO 1994

(1) Natürliche Personen sind von der Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen, wenn sie

         1.       von einem Gericht verurteilt worden sind

         a)       wegen betrügerischen Vorenthaltens von Sozialversicherungsbeiträgen und Zuschlägen nach dem

Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz (§ 153d StGB), organisierter Schwarzarbeit (§ 153e StGB), betrügerischer

Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines Gläubigers oder grob fahrlässiger Beeinträchtigung von

Gläubigerinteressen (§§ 156 bis 159 StGB) oder a) wegen betrügerischen Vorenthaltens von

Sozialversicherungsbeiträgen und Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz (Paragraph 153

d, StGB), organisierter Schwarzarbeit (Paragraph 153 e, StGB), betrügerischer Krida, Schädigung fremder Gläubiger,

Begünstigung eines Gläubigers oder grob fahrlässiger Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen (Paragraphen 156 bis

159 StGB) oder

         b)       wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu

einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen und

         2.       die Verurteilung nicht getilgt ist.

Von der Ausübung eines Gastgewerbes sind natürliche Personen ausgeschlossen, wenn gegen sie eine nicht getilgte

gerichtliche Verurteilung wegen Übertretung der §§ 28 bis 31a des Suchtmittelgesetzes, BGBl. I Nr. 112/1997, in der

jeweils geltenden Fassung, vorliegt. Bei Geldstrafen, die nicht in Tagessätzen bemessen sind, ist die
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Ersatzfreiheitsstrafe maßgebend. Bei Verhängung einer Freiheitsstrafe und einer Geldstrafe sind Freiheitsstrafe und

Ersatzfreiheitsstrafe zusammenzuzählen. Dabei ist ein Monat dreißig Tagen gleichzuhalten. Die Bestimmungen dieses

Absatzes gelten auch, wenn mit den angeführten Ausschlussgründen vergleichbare Tatbestände im Ausland

verwirklicht wurden.Von der Ausübung eines Gastgewerbes sind natürliche Personen ausgeschlossen, wenn gegen sie

eine nicht getilgte gerichtliche Verurteilung wegen Übertretung der Paragraphen 28 bis 31 a des Suchtmittelgesetzes,

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 112 aus 1997,, in der jeweils geltenden Fassung, vorliegt. Bei Geldstrafen, die nicht in

Tagessätzen bemessen sind, ist die Ersatzfreiheitsstrafe maßgebend. Bei Verhängung einer Freiheitsstrafe und einer

Geldstrafe sind Freiheitsstrafe und Ersatzfreiheitsstrafe zusammenzuzählen. Dabei ist ein Monat dreißig Tagen

gleichzuhalten. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten auch, wenn mit den angeführten Ausschlussgründen

vergleichbare Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden.

(2) Wer wegen der Finanzvergehen des Schmuggels, der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben, der

Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 lit. a des Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, in der jeweils geltenden Fassung,

der Hinterziehung von Monopoleinnahmen, des vorsätzlichen EingriMes in ein staatliches Monopolrecht oder der

Monopolhehlerei nach § 46 Abs. 1 lit. a des Finanzstrafgesetzes von einer Finanzstrafbehörde bestraft worden ist, ist

von der Ausübung des Gewerbes ausgeschlossen, wenn über ihn wegen eines solchen Finanzvergehens eine

Geldstrafe von mehr als 726 € oder neben einer Geldstrafe eine Freiheitsstrafe verhängt wurde und wenn seit der

Bestrafung noch nicht fünf Jahre vergangen sind. Dies gilt auch, wenn mit den angeführten Ausschlußgründen

vergleichbare Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden.(2) Wer wegen der Finanzvergehen des Schmuggels, der

Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben, der Abgabenhehlerei nach Paragraph 37, Absatz eins, Litera a,

des Finanzstrafgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 129 aus 1958,, in der jeweils geltenden Fassung, der Hinterziehung von

Monopoleinnahmen, des vorsätzlichen EingriMes in ein staatliches Monopolrecht oder der Monopolhehlerei nach

Paragraph 46, Absatz eins, Litera a, des Finanzstrafgesetzes von einer Finanzstrafbehörde bestraft worden ist, ist von

der Ausübung des Gewerbes ausgeschlossen, wenn über ihn wegen eines solchen Finanzvergehens eine Geldstrafe

von mehr als 726 € oder neben einer Geldstrafe eine Freiheitsstrafe verhängt wurde und wenn seit der Bestrafung

noch nicht fünf Jahre vergangen sind. Dies gilt auch, wenn mit den angeführten Ausschlußgründen vergleichbare

Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden.

(3) Rechtsträger sind von der Gewerbeausübung als Gewerbetreibende (§ 38 Abs. 2) ausgeschlossen, wenn(3)

Rechtsträger sind von der Gewerbeausübung als Gewerbetreibende (Paragraph 38, Absatz 2,) ausgeschlossen, wenn

         1.       das Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden Vermögens rechtskräftig nicht eröMnet oder aufgehoben

wurde und

         2.       der Zeitraum, in dem in der Insolvenzdatei Einsicht in den genannten Insolvenzfall gewährt wird, noch nicht

abgelaufen ist.

Dies gilt auch, wenn ein mit dem angeführten Ausschlussgrund vergleichbarer Tatbestand im Ausland verwirklicht

wurde.

(4) Rechtsträger sind von der Begründung eines Gewerberechts, das Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung

beinhaltet, außer in den Fällen des Abs. 3 auch ausgeschlossen, wenn über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren

eröMnet wurde und der Zeitraum der Einsichtsgewährung in die Insolvenzdatei noch nicht abgelaufen ist. Dies gilt auch

bei Verwirklichung eines vergleichbaren Tatbestandes im Ausland. Der Ausschlussgrund liegt nicht vor, wenn im

Rahmen des Insolvenzverfahrens der Sanierungsplan vom Gericht bestätigt wurde und dieser erfüllt worden ist oder

wenn im Rahmen des Insolvenzverfahrens das Gericht den Zahlungsplan des Schuldners bestätigt hat und der

Zahlungsplan erfüllt worden ist oder nach Durchführung eines Abschöpfungsverfahrens die Restschuldbefreiung

erteilt wurde und unwiderrufen geblieben ist.(4) Rechtsträger sind von der Begründung eines Gewerberechts, das

Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, außer in den Fällen des Absatz 3, auch ausgeschlossen, wenn

über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren eröMnet wurde und der Zeitraum der Einsichtsgewährung in die

Insolvenzdatei noch nicht abgelaufen ist. Dies gilt auch bei Verwirklichung eines vergleichbaren Tatbestandes im

Ausland. Der Ausschlussgrund liegt nicht vor, wenn im Rahmen des Insolvenzverfahrens der Sanierungsplan vom

Gericht bestätigt wurde und dieser erfüllt worden ist oder wenn im Rahmen des Insolvenzverfahrens das Gericht den

Zahlungsplan des Schuldners bestätigt hat und der Zahlungsplan erfüllt worden ist oder nach Durchführung eines

Abschöpfungsverfahrens die Restschuldbefreiung erteilt wurde und unwiderrufen geblieben ist.
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(5) Eine natürliche Person ist von der Ausübung des Gewerbes als Gewerbetreibender ausgeschlossen, wenn ihr ein

maßgebender EinQuss auf den Betrieb der Geschäfte eines anderen Rechtsträgers als einer natürlichen Person zusteht

oder zugestanden ist, bei dem der Ausschluss von der Gewerbeausübung gemäß Abs. 3 eintritt oder eingetreten ist.

TriMt auf den Rechtsträger ein Ausschlussgrund gemäß Abs. 4 zu, ist die natürliche Person nur von der Ausübung eines

Gewerbes, das Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Abs. 1 letzter Satz gilt

sinngemäß.(5) Eine natürliche Person ist von der Ausübung des Gewerbes als Gewerbetreibender ausgeschlossen,

wenn ihr ein maßgebender EinQuss auf den Betrieb der Geschäfte eines anderen Rechtsträgers als einer natürlichen

Person zusteht oder zugestanden ist, bei dem der Ausschluss von der Gewerbeausübung gemäß Absatz 3, eintritt oder

eingetreten ist. TriMt auf den Rechtsträger ein Ausschlussgrund gemäß Absatz 4, zu, ist die natürliche Person nur von

der Ausübung eines Gewerbes, das Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Absatz eins,

letzter Satz gilt sinngemäß.

(6) Eine natürliche Person, die durch das Urteil eines Gerichtes eines Gewerbes verlustig erklärt wurde oder der eine

Gewerbeberechtigung auf Grund des § 87 Abs. 1 Z 3 oder 4 entzogen worden ist, ist von der Ausübung eines Gewerbes

ausgeschlossen, wenn durch die Ausübung dieses Gewerbes der Zweck der mit dem Gerichtsurteil ausgesprochenen

Verlustigerklärung des Gewerbes oder der Entziehung auf Grund des § 87 Abs. 1 Z 3 oder 4 vereitelt werden könnte.

Dies gilt auch für eine natürliche Person, die wegen ZutreMens der im § 87 Abs. 1 Z 3 oder 4 angeführten

Entziehungsgründe Anlaß zu behördlichen Maßnahmen gemäß § 91 Abs. 1 oder 2 gegeben hat.(6) Eine natürliche

Person, die durch das Urteil eines Gerichtes eines Gewerbes verlustig erklärt wurde oder der eine

Gewerbeberechtigung auf Grund des Paragraph 87, Absatz eins, ZiMer 3, oder 4 entzogen worden ist, ist von der

Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen, wenn durch die Ausübung dieses Gewerbes der Zweck der mit dem

Gerichtsurteil ausgesprochenen Verlustigerklärung des Gewerbes oder der Entziehung auf Grund des Paragraph 87,

Absatz eins, ZiMer 3, oder 4 vereitelt werden könnte. Dies gilt auch für eine natürliche Person, die wegen ZutreMens der

im Paragraph 87, Absatz eins, ZiMer 3, oder 4 angeführten Entziehungsgründe Anlaß zu behördlichen Maßnahmen

gemäß Paragraph 91, Absatz eins, oder 2 gegeben hat.

(7) Andere Rechtsträger als natürliche Personen sind von der Ausübung des Gewerbes ausgeschlossen, wenn eine

natürliche Person, der ein maßgebender EinQuss auf den Betrieb der Geschäfte des betreMenden Rechtsträgers

zusteht, gemäß Abs. 1 bis 3, 5 oder 6 von der Gewerbeausübung ausgeschlossen ist. TriMt auf die natürliche Person ein

Ausschlussgrund gemäß Abs. 4 zu, ist der betreMende Rechtsträger nur von der Ausübung eines Gewerbes, das

Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Abs. 1 letzter Satz gilt sinngemäß.(7) Andere

Rechtsträger als natürliche Personen sind von der Ausübung des Gewerbes ausgeschlossen, wenn eine natürliche

Person, der ein maßgebender EinQuss auf den Betrieb der Geschäfte des betreMenden Rechtsträgers zusteht, gemäß

Absatz eins bis 3, 5 oder 6 von der Gewerbeausübung ausgeschlossen ist. TriMt auf die natürliche Person ein

Ausschlussgrund gemäß Absatz 4, zu, ist der betreMende Rechtsträger nur von der Ausübung eines Gewerbes, das

Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Absatz eins, letzter Satz gilt sinngemäß.

§ 340 GewO 1994Paragraph 340, GewO 1994

(1) Auf Grund der Anmeldung des Gewerbes (§ 339 Abs. 1) hat die Behörde zu prüfen, ob die gesetzlichen

Voraussetzungen für die Ausübung des angemeldeten Gewerbes durch den Anmelder in dem betreMenden Standort

vorliegen. Liegen die Voraussetzungen für die Ausübung des Gewerbes vor und hat die Anmeldung nicht ein in Abs. 2

genanntes Gewerbe zum Gegenstand, so hat die Behörde den Anmelder längstens binnen drei Monaten in das GISA

einzutragen und durch Übermittlung eines Auszugs aus dem GISA von der Eintragung zu verständigen. Ist im Zeitpunkt

der Gewerbeanmeldung ein Verfahren über eine erforderliche Nachsicht, eine Anerkennung gemäß § 373c oder eine

Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e anhängig, so hat die Behörde die innerhalb der im zweiten Satz festgelegten

dreimonatigen Frist rechtskräftig erteilte Nachsicht, Anerkennung oder Gleichhaltung zu berücksichtigen. Als Tag der

Gewerbeanmeldung gilt jener Tag, an welchem alle erforderlichen Nachweise (§ 339 Abs. 3) bei der Behörde eingelangt

sind und die allenfalls erforderliche Feststellung der individuellen Befähigung gemäß § 19, eine erforderliche Nachsicht,

eine Anerkennung gemäß § 373c oder eine Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e rechtswirksam erfolgt ist. Als

Mangel der gesetzlichen Voraussetzungen gilt auch, wenn der Firmenwortlaut im Hinblick auf den Inhalt des Gewerbes

eine erhebliche Irreführung bedeuten würde.(1) Auf Grund der Anmeldung des Gewerbes (Paragraph 339, Absatz eins,)

hat die Behörde zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausübung des angemeldeten Gewerbes durch

den Anmelder in dem betreMenden Standort vorliegen. Liegen die Voraussetzungen für die Ausübung des Gewerbes
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vor und hat die Anmeldung nicht ein in Absatz 2, genanntes Gewerbe zum Gegenstand, so hat die Behörde den

Anmelder längstens binnen drei Monaten in das GISA einzutragen und durch Übermittlung eines Auszugs aus dem

GISA von der Eintragung zu verständigen. Ist im Zeitpunkt der Gewerbeanmeldung ein Verfahren über eine

erforderliche Nachsicht, eine Anerkennung gemäß Paragraph 373 c, oder eine Gleichhaltung gemäß Paragraph 373 d,

oder Paragraph 373 e, anhängig, so hat die Behörde die innerhalb der im zweiten Satz festgelegten dreimonatigen

Frist rechtskräftig erteilte Nachsicht, Anerkennung oder Gleichhaltung zu berücksichtigen. Als Tag der

Gewerbeanmeldung gilt jener Tag, an welchem alle erforderlichen Nachweise (Paragraph 339, Absatz 3,) bei der

Behörde eingelangt sind und die allenfalls erforderliche Feststellung der individuellen Befähigung gemäß Paragraph

19,, eine erforderliche Nachsicht, eine Anerkennung gemäß Paragraph 373 c, oder eine Gleichhaltung gemäß

Paragraph 373 d, oder Paragraph 373 e, rechtswirksam erfolgt ist. Als Mangel der gesetzlichen Voraussetzungen gilt

auch, wenn der Firmenwortlaut im Hinblick auf den Inhalt des Gewerbes eine erhebliche Irreführung bedeuten würde.

…

(3) Liegen die im Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht vor, so hat die Behörde unbeschadet eines Verfahrens nach

§ 366 Abs. 1 Z 1 dies mit Bescheid festzustellen und die Ausübung des Gewerbes zu untersagen.“(3) Liegen die im

Absatz eins, genannten Voraussetzungen nicht vor, so hat die Behörde unbeschadet eines Verfahrens nach Paragraph

366, Absatz eins, Ziffer eins, dies mit Bescheid festzustellen und die Ausübung des Gewerbes zu untersagen.“

III.    Erwägungen:römisch drei. Erwägungen:

Die Behörde hat die im § 340 Abs 1 GewO 1994 normierte Aufgabe, aufgrund der Anmeldung des Gewerbes zu prüfen,

ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausübung des angemeldeten Gewerbes durch den Anmelder in dem

betreMenden Standort vorliegen. Die Behörde hat die im Paragraph 340, Absatz eins, GewO 1994 normierte Aufgabe,

aufgrund der Anmeldung des Gewerbes zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausübung des

angemeldeten Gewerbes durch den Anmelder in dem betreffenden Standort vorliegen.

Zufolge des § 5 Abs 1 GewO 1994 dürfen Anmeldungsgewerbe nur bei Erfüllung der allgemeinen und besonderen

Voraussetzungen aufgrund der Gewerbeanmeldung ausgeübt werden. Aufgrund einer solchen, dem Gesetz

entsprechenden Gewerbeanmeldung wird die Gewerbeberechtigung erlangt. Zufolge des Paragraph 5, Absatz eins,

GewO 1994 dürfen Anmeldungsgewerbe nur bei Erfüllung der allgemeinen und besonderen Voraussetzungen

aufgrund der Gewerbeanmeldung ausgeübt werden. Aufgrund einer solchen, dem Gesetz entsprechenden

Gewerbeanmeldung wird die Gewerbeberechtigung erlangt.

Der Beschwerdeführer bestreitet nun nicht, dass er von einem Gericht wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu

einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt worden ist und die Verurteilung noch nicht getilgt ist. Er

macht jedoch geltend, dass er sich in der Zwischenzeit wohlverhalten hat und keine weiteren Straftaten zu befürchten

seien. Mit diesem Vorbringen macht der Beschwerdeführer allenfalls Gründe für die Erteilung der Nachsicht von den

Voraussetzungen für die Ausübung von Gewerben im Sinne des § 26 GewO 1994 geltend. Dies wäre jedoch vom

Beschwerdeführer in einem allfälligen separaten Verfahren zu beantragen. Der Beschwerdeführer bestreitet nun nicht,

dass er von einem Gericht wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu einer drei Monate übersteigenden

Freiheitsstrafe verurteilt worden ist und die Verurteilung noch nicht getilgt ist. Er macht jedoch geltend, dass er sich in

der Zwischenzeit wohlverhalten hat und keine weiteren Straftaten zu befürchten seien. Mit diesem Vorbringen macht

der Beschwerdeführer allenfalls Gründe für die Erteilung der Nachsicht von den Voraussetzungen für die Ausübung

von Gewerben im Sinne des Paragraph 26, GewO 1994 geltend. Dies wäre jedoch vom Beschwerdeführer in einem

allfälligen separaten Verfahren zu beantragen.

Da der Beschwerdeführer einen Gewerbeausschließungsgrund im Sinne des § 13 Abs 1 Z 1 lit b GewO 1994

verwirklicht hat, war daher die Ausübung des angemeldeten Gewerbes „Dienstleistungen in der automatischen

Datenverarbeitung und Informationstechnik (IT Dienstleistung und Wirtschaftsberatung mit dem Schwerpunkt digitale

Reputation)“ gemäß 

§ 340 Abs 3 GewO 1994 zu untersagen. Da der Beschwerdeführer einen Gewerbeausschließungsgrund im Sinne des

Paragraph 13, Absatz eins, Ziffer eins, Litera b, GewO 1994 verwirklicht hat, war daher die Ausübung des angemeldeten

Gewerbes „Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informationstechnik (IT Dienstleistung und

Wirtschaftsberatung mit dem Schwerpunkt digitale Reputation)“ gemäß , Paragraph 340, Absatz 3, GewO 1994 zu

untersagen.
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Da die vom Beschwerdeführer geltend gemachten Rechtswidrigkeiten nicht vorliegen, war daher spruchgemäß zu

entscheiden.

Gemäß § 24 Abs 4 VwGVG konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da die

Akten erkennen ließen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten ließ und

einem Entfall der Verhandlung weder Art 6 Abs 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrecht und

Grundfreiheiten noch Art 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union dem entgegen standen. Im Übrigen

wurde eine mündliche Verhandlung vom Beschwerdeführer nicht beantragt. Gemäß Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG

konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da die Akten erkennen ließen, dass

die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten ließ und einem Entfall der Verhandlung

weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrecht und Grundfreiheiten noch Artikel 47, der

Charta der Grundrechte der Europäischen Union dem entgegen standen. Im Übrigen wurde eine mündliche

Verhandlung vom Beschwerdeführer nicht beantragt.

IV.      Unzulässigkeit der ordentlichen Revision:römisch vier. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision:

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht

als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu

lösenden Rechtsfrage vor. Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Artikel 133, Absatz 4, B-VG

zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht

als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu

lösenden Rechtsfrage vor.
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